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Deutsche Bahn: Ausverkauf auf Raten

gungen stabilisiert werden, deren radi-
kale Kritik nicht vor den Grenzen der 
eigenen Nation und ihren partikularen 
Interessen Halt machte. Dieser univer-
salistische Anspruch kennzeichnete die 
neue „grüne Bürgerlichkeit“.

Seit dem Niedergang der Neuen So-
zialen Bewegungen ist jedoch auch die 
Grundsatzkritik innerhalb der Grünen 
immer mehr auf dem Rückzug. Radi-
kalökologische Vordenker wie Herbert 
Gruhl, Rudolf Bahro und Carl Amery, 
die in der ganzen Breite ihrer Positio-
nen die einstige produktive Spannung 
der Grünen zum Ausdruck brachten, 
sucht man heute in der Partei verge-
bens. Stattdessen drohen die Grünen 
bei ihrer Umwandlung zu einer bürger-
lichen Klientel- und Funktionspartei 
endgültig den Weg der FDP zu gehen. 

Dem könnte der Ausgang der nächs-
ten Bundestagswahl weiteren Vor-
schub leisten. Denn eines steht heute 
bereits fest: Sollte 2009 tatsächlich die 
Union Angela Merkels zur stärksten 
Kraft werden und es dennoch nicht zu 
Schwarz-Gelb reichen, wofür momen-
tan vieles spricht, wird die normative 
Kraft des Faktischen wirken – und die 
Grünen mächtig unter Druck setzen: 
Warum sollte dann das, was in Ham-
burg geht, nicht auch im Bund gehen – 
notfalls unter Beteiligung der FDP? 

Auch wenn Renate Künast und Jür-
gen Trittin als grüne Doppelspitze eige-

ne schwarz-(gelb)-grüne Ambitionen 
noch eifrig dementieren, ein anderer ist 
schon einen Schritt weiter für den Fall, 
dass 2009 „die Wahlergebnisse […] zu 
einer schwarz-grünen oder Jamaika-
Koalition zwingen. Denn damit könnten 
sie [die Parteiführungen] sich öffentlich 
als ‚Opfer des Wählerwillens‘ und nicht 
als strategisch handelnde Akteure prä-
sentieren. Mutig ist eine solche Hal-
tung nicht, wohl aber praktisch und da-
mit verständlich“, weist der Oberstrate-
ge a. D. Joschka Fischer bereits den zu-
künftigen argumentativen Weg.9

Mit Schwarz-Gelb-Grün wäre die 
„Wiedervereinigung des deutschen 
Bürgertums“ (Franz Walter) endgül-
tig vollendet. Allerdings, so wie es der-
zeit aussieht, unter weit weniger öko-
libertären als neoliberalen Vorzeichen. 
Denn was in Hamburg zu für die Grü-
nen – trotz weiterer Elbvertiefung – ak-
zeptablen Bedingungen vonstatten ge-
gangen ist (schließlich musste die grü-
ne Parteibasis erst einmal geködert 
werden), dürfte sich auf Bundesebene 
so nicht wiederholen. 2009 werden die 
Grünen kaum so günstig wegkommen. 
Die Hansestadt ist schließlich nicht 
der Bund, Ole von Beust nicht Angela 
Merkel – und schon gar nicht Guido 
Westerwelle. 

9 Joschka Fischer, Sag niemals nie, www.zeit.de,
21.4.2008.

Hartmut Mehdorn, dessen Schreibtisch 
Bulle und Bär als Symbol für die Bör-
se zieren, scheint am Ziel. Das von der 
großen Koalition erarbeitete Privati-
sierungskonzept, wonach 24,9 Prozent 

der Anteile an der Deutschen Bahn AG 
(mit Ausnahme der Infrastruktur) an die 
Börse gebracht werden sollen, missach-
tet den übergroßen Mehrheitswillen 
der Bevölkerung, wird aber wohl den-
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Ein derartiges Opfer ist die ebenfalls 
aus der Bundespost hervorgegangene 
Deutsche Telekom AG bereits gewor-
den. Mit mehr als vier Prozent ist die 
US-amerikanische Investorengruppe 
Blackstone an dem Unternehmen be-
teiligt; der Bund als ehemaliger Allein-
aktionär hält inzwischen, trotz der von 
vielen Seiten geäußerten Furcht vor 
„Heuschrecken“, nur noch ein Drittel 
der Aktien. Aktionäre blickten anfäng-
lich auch auf diesen Bonner Konzern 
im Einklang mit den Unternehmens-
farben durch die „rosarote“ Brille. Eine 
bis dahin beispiellose Werbekampagne 
heizte die Börseneuphorie an, so dass 
die T-Aktie bei ihrem Börsendebüt am 
18. November 1996 fünffach überzeich-
net war. Der Begriff der „Volksaktie“ 
war geboren – bevor er im Kontext der 
laufenden Schadensersatzklagen von 
mehr als 16 000 Kleinanlegern kari-
kiert und von der SPD-Linken mit dem 
(verworfenen) Alternativvorschlag zur 
Bahnprivatisierung reaktiviert wurde.

Der Vergleich mit der T-Aktie liegt 
auch deshalb nahe, weil die Bundesre-
gierung dort ebenfalls lediglich auf die 
hohen Einmalerlöse durch den Börsen-
gang schielte und mittel- bis längerfris-
tige Folgen der Kapitalprivatisierung 
ausblendete. Dabei liegen die Ergeb-
nisse auf der Hand: Während wir als 
Kunden der Deutschen Telekom AG 
und konkurrierender Anbieter infolge 
der Liberalisierung des Telekommuni-
kationsmarktes von insgesamt gesun-
kenen Tarifen profitieren, zahlen wir 
über Steuern und Sozialversicherungs-
abgaben für den Stellenabbau, die Pen-
sionslasten und die Ausgründung der 
Beschäftigten in sogenannte Personal-
serviceagenturen.

Im Würgegriff des Wettbewerbs

Auch bei der DB AG erwachsen aus der 
strikten Fokussierung auf profitable 
Geschäftsfelder gravierende sozial-, 
umwelt- und verkehrspolitische Fehl-
entwicklungen. So wird den Verkehrs-

noch die Zustimmung des Parlaments 
finden. Zwischen fünf und acht Mrd. 
Euro wird der Bund mit dieser (Teil-)Pri-
vatisierung erlösen, wobei ein Großteil 
der Einnahmen für die Eigenkapitaler-
höhung der DB AG verwendet werden 
soll. Mit dem nun gefundenen Kompro-
miss, der vorgeblich allen wesentlichen 
Einwänden der Privatisierungskritiker 
Rechnung trägt, droht dem letzten gro-
ßen deutschen Staatskonzern in Wahr-
heit der schrittweise Ausverkauf.

Wer glaubt, dass es dauerhaft bei der 
nun beschlossenen Minderheitsbeteili-
gung privater Investoren an der DB AG 
bleiben wird, blendet zum einen die 
Äußerungen der Verkehrspolitiker von 
Union und FDP aus: Vom „Einstieg“ 
war dort ebenso die Rede wie von ei-
nem „Schritt in die richtige Richtung“.1 
Zum anderen lässt ein Blick in die Pri-
vatisierungshistorie erkennen, weshalb 
der Beschluss den Ausverkauf auf Ra-
ten bringen wird: Die einstigen Staats-
unternehmen Volkswagen, Preussag 
(heute TUI AG), VEBA und VIAG (nun-
mehr EON AG) wurden ebenso Schritt 
für Schritt privatisiert wie die Deutsche 
Lufthansa, die 1966 am Kapitalmarkt 
notiert, 1994 mehrheitlich in private 
Hände überführt und 1997 schließlich 
vollständig an private Investoren ver-
äußert wurde.

Still und leise vollzog sich der Ver-
zicht auf staatliche Steuerungsansprü-
che auch bei der Deutschen Bundes-
post. Nachdem im Herbst 2000 erstma-
lig Aktien der Deutschen Post AG im 
Wert von 6,6 Mrd. Euro durch die staat-
liche Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KFW) emittiert wurden, befindet sich 
der „Gelbe Riese“ seit Juni 2005 mehr-
heitlich im Besitz privater Investoren. 
„Vater Staat nimmt Abschied“, titelte 
„Die Zeit“ damals, um zugleich darauf 
hinzuweisen, dass die Deutsche Post 
nun zum Opfer ausländischer Finanz-
investoren zu werden drohe.2

1 „Berliner Zeitung“, 22.4.2008; „die tageszei-
tung“, 22.4.2008.

2 „Die Zeit“, 26/2005.
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bedürfnissen der Allgemeinheit beim 
Ausbau und Erhalt des Schienennetzes 
nicht mehr ausreichend Rechnung ge-
tragen, obwohl dies in Art. 87e Abs. 4 
GG eindeutig festgeschrieben ist. Dass 
der gesamtgesellschaftliche Mehrwert 
eines funktionierenden Bahnsystems 
kaum berücksichtigt wird, hat hierzu-
lande Tradition. Schon 1974 hatte sich 
der damalige Bundesfinanzminister 
Helmut Schmidt zu der legendären 
Bemerkung verstiegen, dass die Bun-
desregierung angesichts der kriseln-
den Konjunktur zu entscheiden habe, 
„ob sie sich eine Bundeswehr oder ei-
ne Bundesbahn leisten wolle.“3 Aus 
derlei Äußerungen erwuchs Anfang 
der 90er Jahre die politische Forde-
rung, den „kränkelnden Dinosaurier im 
Schuldenmeer“4 in eine Aktiengesell-
schaft zu überführen und die finanziel-
len Zuwendungen zu reduzieren.

Dabei werden mit der mehrmals auf-
geschobenen, nunmehr für die zweite 
Jahreshälfte avisierten Kapitalprivati-
sierung der DB AG zahlreiche Besonder-
heiten des Bahnwesens, beispielsweise 
in Gestalt sogenannter säkularer Inves-
titionen, außer Acht gelassen. So ist der 
Bahnsektor durch hohe Fixkosten und 
einen immensen Bedarf an sehr lang-
fristigen Investitionen gekennzeichnet. 
Dieser Jahrzehnte umfassende, Gene-
rationen übergreifende Zeithorizont 
steht in einem unauflösbaren Span-
nungsverhältnis zu den kurzfristigen 
Rentabilitätsinteressen börsennotierter 
Unternehmen, deren Erfolg sich nach 
dem Willen der Anteilseigner bereits in 
den nächsten Quartalszahlen nieder-
schlagen soll.

Ähnlich trügerisch ist das „belebende 
Element“ des Wettbewerbs, auf das oh-
ne Unterlass in Zeitungen und (Fach-)
Zeitschriften verwiesen wird: „Der Wett-
bewerb bleibt auf der Strecke“; „Fairer 
Wettbewerb käme der Umwelt zugute“; 
„Ausgebremst. Im Streit um mehr Wett-
bewerb auf der Schiene ist ein Kompro-

3 „Deutsche Verkehrszeitung“, 15.1.2004.
4 „Berliner Zeitung“, 6.11.2000.

miss in Sicht“.5 Dabei wird stets auf den 
intramodalen Wettbewerb, das heißt die 
Konkurrenz zwischen den 340 (über-
wiegend privaten) Bahnbetreibern, Be-
zug genommen – und verkannt, dass 
die Bahn schon jetzt einem Qualitäts- 
und Preiswettbewerb ausgesetzt ist, wie 
er intensiver kaum sein könnte, näm-
lich dem intermodalen Wettbewerb. 
So muss sich die Bahn gegenüber den 
Konkurrenten im Straßen-, Luft- und 
Wasserverkehr behaupten, weil nahezu 
sämtliche ihrer Leistungen über diese 
Verkehrswege ersetzt werden können.

Internationaler Logistikkonzern

In Sachen Umstrukturierung des Kon-
zerns hält Hartmut Mehdorn seit sei-
nem Amtsantritt am 16. Dezember 1999 
eisern Kurs in Richtung Kapitalmarkt – 
weg vom heimischen Schienenverkehr, 
hin zu einem weltweit operierenden 
Logistikkonzern. Mobility Networks 
Logistics – dieser dem DB-Label ange-
fügte Anglizismus findet sich mittler-
weile auch auf den Fahrscheinen. In 
der Weltsprache Englisch formuliert 
das „Unternehmen Zukunft“ (Eigen-
werbung) den Anspruch, für Trans-
port, Netzwerke und Logistik jeder Art 
zuständig zu sein – mit mehr als 1500 
Standorten in 152 Staaten. Die 2,5 Mrd. 
Euro teure Übernahme der Stinnes AG 
ließ die DB zum größten Straßenspe-
diteur Europas aufsteigen, mit dem 
1,1 Mrd. US-Dollar schweren Invest-
ment bei dem Luftfrachtspezialisten 
Bax Global Inc. avancierte die DB AG 
zur Nr. 2 in der weltweiten Luftfracht. 
Und auch ohne den seinerzeit geplan-
ten Zukauf der Hamburger Hafen und 
Logistik AG entwickelte sich das einsti-
ge Schienenverkehrsunternehmen zum 
weltweit drittgrößten Seefrachttrans-
porteur. Am Heiligen Abend 2006 ließ 
sich der gelernte Luftfahrtingenieur 
Mehdorn sogar mit den Worten zitieren: 

5 „Die Zeit“, 16/2008; „DB mobil“, 12/2005, S. 44; 
„Die Zeit“, 34/2005.
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„Ich kann mir gut vorstellen, dass wir in 
30 Jahren auch Flugzeuge betreiben.“6 
Schon jetzt verkauft die DB AG Flugti-
ckets und ist als Airline vom internati-
onalen Luftfahrtverband IATA zuge-
lassen.

Den mit der Bonität der Bundesre-
publik im Rücken finanzierten Expan-
sionskurs in Richtung Paris, Peking und 
Philadelphia verteidigt Mehdorn ener-
gisch: „Wir knallen keine Steuergelder 
raus. Wir haben einen weltweit offenen 
Markt, das muss man endlich verste-
hen und akzeptieren, das müssen Sie 
verstehen! Wenn wir jetzt nicht in Eng-
land, Spanien oder anderswo angrei-
fen, dann werden wir hier in Deutsch-
land zurückgedrängt. Dann verlieren 
wir auch hier. […] Angriff ist die beste 
Verteidigung.“7 Allein in China sollen 
pro Jahr zwei bis drei neue Standorte 
eröffnet werden. Bei den diesjährigen 
Olympischen Spielen wird die DB-Toch-
ter Schenker als offizieller „Dienstleis-
ter“ für Spedition und Zollabfertigung 
im Reich der Mitte tätig sein. Die Bahn 
kommt – zwar nicht auf der heimischen 
Schiene, dafür aber per Flieger, LKW 
und Schiff ins ferne Asien.

Obwohl es sich angesichts eines 
jährlichen Anstiegs des Güterverkehrs-
aufkommens um rund drei Prozent als 
Wettbewerbsvorteil deuten lässt, wenn 
die Bahn ihren Kunden eine Verkehrs-
träger übergreifende Transportkette an-
bieten kann, stellen sich die Geschäfts-
erfolge bislang nicht zugunsten des 
traditionellen Kerngeschäfts ein. Im 
Schienenverkehr liegt die Bahn auf 
dem Ergebnisniveau von vor 15 Jahren. 
Gutes Geld verdient sie ausschließlich 
im zugekauften Logistikbereich und 
im bezuschussten Nahverkehr. Anlass 
zur Sorge geben die zuletzt positiveren 
Geschäftszahlen der DB AG, weil die 
strategische Neuausrichtung die nega-
tive Bilanz des Schienentransports in-
nerhalb des Konzerns verschleiert. Der 

6 Interview mit Hartmut Mehdorn, in: „Frankfur-
ter Allgemeine Sonntagszeitung“, 24.12.2006.

7 Zit. nach Arno Luik, Mehdorns letzte Fahrt, in: 
„Stern“, 10/2008, S. 155.

Vorstand könnte endgültig sein Inter-
esse daran verlieren, mehr Verkehr auf 
die Schiene zu bringen, um stattdessen 
eine verkehrsträgerneutrale Steigerung 
der Marktanteile zu erreichen – zu Las-
ten der Umwelt und der Mobilität von 
Millionen „Autolosen“.8

Düstere Aussichten

Bahnreisende zwischen Flensburg und 
Passau werden aber auch deshalb im-
mer häufiger das Nachsehen haben, 
weil die DB AG – im Einvernehmen mit 
dem Bund als alleinigem Anteilseigner 
– „ihr“ Anlagevermögen veräußert, um 
die Rendite zu steigern und das Unter-
nehmen im Vorfeld des Börsengangs 
als möglichst wertvolle „Braut“ anzu-
preisen. Vielerorts stehen Grundstü-
cke zum Verkauf, ist das Schienennetz 
doch inklusive Brücken, Stellwerken 
und Signalanlagen geschätzte 130 Mrd. 
Euro wert. Der Ausverkauf von Volks-
vermögen, für das Steuerzahler und 
Kunden viele Generationen lang gear-
beitet und gezahlt haben, wird derart 
rigide umgesetzt, dass in den Bundes-
ländern Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen künftig nur noch 39 Statio-
nen mitsamt Empfangsgebäude im Ei-
gentum des Konzerns stehen werden. 
An den übrigen Haltepunkten sollen 
Bahnsteige, Fahrkartenautomaten und 
Wartehäuschen ausreichen, so dass die 
einstigen „Visitenkarten“ der Städte 
und Gemeinden weiter an Bedeutung 
verlieren werden.9

Als börsennotiertes, weitgehend von 
staatlichen Einflüssen „befreites“ Un-
ternehmen wird die DB AG unter Wah-
rung kaufmännischer Gesichtspunkte 
noch umfassender als bislang solche 
Zugleistungen und -verbindungen auf-
geben, deren Ertragswerte trotz ge-
währter Zuschüsse negativ sind oder 

8 Vgl. Tim Engartner, Die Privatisierung der 
Deutschen Bahn. Über die Implementierung 
marktorientierter Verkehrspolitik, Wiesbaden 
2008, S. 218-227.

9 Vgl. „Frankfurter Rundschau“, 17.2.2007.
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jedenfalls unterhalb der durchschnitt-
lichen Rendite im Bahnsektor liegen. 
Gutachten der Investmentbank Mor-
gan Stanley und der Unternehmens-
beratung Booz Allen & Hamilton pro-
gnostizieren, dass der Gleiskörper um 
weitere 5000 km auf die „betriebswirt-
schaftlich optimale Größe“ – und damit 
auf die Länge des Jahres 1875 im Deut-
schen Reich – reduziert werden wird. 
Die zu einem Glaubensbekenntnis er-
hobene Behauptung, konkurrierende 
Betreibergesellschaften übernähmen 
defizitäre Bahnlinien, verkennt, dass 
diese ebenfalls nach betriebswirtschaft-
lichem Kalkül operieren (müssen).

Auch die Ausdünnung der Fahr-
takte, die Abschaffung des InterRegio 
und die Ende letzten Jahres erfolgte 
fünfte Fahrpreiserhöhung binnen vier 
Jahren lassen nicht erwarten, dass die 

Wünsche der Fahrgäste und Fracht-
kunden nach preiswerten, flächende-
ckenden und eng getakteten Bahnan-
geboten in absehbarer Zeit erfüllt wer-
den. Weil der Bund als (Noch-)Alleinei-
gentümer von seinen Durchgriffsrech-
ten nicht hinreichend Gebrauch macht, 
lässt die DB AG die margenschwachen 
heimischen Schienen hinter sich, wäh-
rend sie im Ausland zu profitableren 
neuen Ufern aufbricht. Auch der nun 
vorgelegte Gesetzentwurf verkennt, 
dass Verkehrsadern die Lebensadern 
einer Gesellschaft sind, die für nieman-
den verschlossen sein dürfen. In einem 
reichen Land wie der Bundesrepublik 
muss der Staat dafür sorgen, dass auch 
in der Lüneburger Heide, in der Säch-
sischen Schweiz und im Bayerischen 
Wald noch Züge verkehren – auf den 
Markt ist dort kein Verlass.

Detlef Grumbach

Spitzel-Discounter

Die Bespitzelung seiner Mitarbeiter per 
Kamera hat den Discounter Lidl erneut 
in die Schlagzeilen gebracht. Dabei 
prangerte schon 2004 das von Verdi 
veröffentlichte „Schwarzbuch Lidl“ un-
würdige Arbeitsbedingungen an: Be-
hinderung von Betriebsratswahlen, Ar-
beitsüberlastung bei enger Zeitvorga-
be, Stress und unbezahlte Überstunden 
– auch für andere Discounter wie Schle-
cker ist Personal offenbar nicht mehr als 
ein ärgerlicher Kostenfaktor.

Nun wurde einer breiten Öffentlich-
keit bekannt, was „Schwarzbuch“-
Leser zumindest schon ahnten: Video-
Überwachung der Mitarbeiter, Ton-
aufnahmen von privaten Gesprächen, 
Bespitzelung bis in die Privatsphäre 
stehen auf der Tagesordnung in vie-

len Läden. Wie weit das im Einzelnen 
geht, bleibt den Angestellten oft selbst 
verborgen: Gewundert habe sie sich, 
erzählt die ehemalige Lidl-Mitarbeite-
rin Anette Brinkmann, als Ende letzten 
Jahres ihre Freundin aus dem Betrieb 
gedrängt wurde. Inoffizielle Begrün-
dung: Die beiden hätten zu engen Kon-
takt. Dabei haben die beiden Kollegin-
nen im Laden nie privat gesprochen, 
sondern nur alleine, wenn sie hinten 
im Personalraum waren. Jetzt erst wird 
ihr klar, dass auch ihre Filiale bespitzelt 
wurde. 

Betriebsräte, die sich gegen derar-
tige Maßnahmen wehren können, die 
sich auch sonst für faire Arbeitsbedin-
gungen einsetzen, gibt es bei Lidl nur 
in verschwindend wenigen Ausnah-
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